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Sachgebiet 613 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung von Gemeinschaftszollkontingenten für Kakaobutter und löslichen Kaffee 
mit Ursprung in den Entwicklungsiändern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat im 
Rahmen der WHK ein Angebot über die Gewährung 
von Zollpräferenzen für bestimmte, unter die Kapi- 
tel 1 bis 24 des Gemeinsamen Zolltarifs fallende 
landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse mit 
Ursprung in Entwicklungsländern hinterlegt. Die in 
diesem Angebot vorgesehene Präferenzbehandlung 
besteht für bestimmte, unter die Handelsregelung 
der Verordnung Nr. 1059/69 fallende Erzeugnisse 
in einer Senkung des festen Teilbetrags der Abgabe, 
die auf diese Erzeugnisse aufgrund der genannten 
Verordnung anwendbar ist; für die unter einen nicht 
zusammengesetzten Zollsatz fallenden Erzeugnisse 
besteht sie in einer Senkung dieses Zollsatzes. Die 
präferenziellen Einfuhren der betreffenden Waren 
können ohne mengenmäßige Beschränkungen erfol- 
gen. Da es sich jedoch einerseits bei Kakaobutter 
und löslichem Kaffee ganz allgemein um sensible 
Bereiche handelt und es andererseits notwendig ist, 
die Interessen der assoziierten Länder in diesem Be- 
reich zu wahren, muß für diese beiden Erzeugnisse 
eine Sonderregelung festgelegt werden, die in der 
Gewährung einer Senkung des Zollsatzes auf diese 
beiden Waren im Rahmen von Gemeinschaftszoll- 
kontingenten besteht. 

Dieses Angebot ist mit einer Klausel verbunden, 
wonach die Gemeinschaft das Angebot in der An- 


nahme gemacht hat, daß sich alle wichtigen Indu- 
strieländer der OECD an der Gewährung der Prä- 
ferenzen beteiligen und vergleichbare Anstrengun- 
gen machen. Ferner ergibt sich aus den innerhalb 
der WHK abgestimmten Schlußfolgerungen, daß die- 
ses Angebot mit zeitweiligem Charakter keine zwin- 
gende Verpflichtung beinhaltet und insbesondere 
später ganz oder teilweise zurückgezogen werden 
kann. Von dieser Möglichkeit kann unter anderem 
Gebrauch gemacht werden, um ungünstige Situatio- 
nen zu beheben, die möglicherweise als Folge der 
Gewährung der allgemeinen Präferenzen in den 
assoziierten Staaten auftreten. 

Es ist daher angebracht, daß die Gemeinschaft für 
Kakaobutter und löslichen Kaffee mit Ursprung in 
den in Anhang A genannten Ländern und Gebieten 
für das Jahr 1974 zwei Gemeinschaftszollkontingente 
eröffnet, die sich für Kakaobutter auf 21 600 Ton- 
nen zum Zollsatz von 8 v. H. und für löslichen Kaf- 
fee auf 18 750 Tonnen zum Zollsatz von 9 v. H. be- 
laufen. 

Auf Grund des Protokolls Nr. 23 im Anhang der 
Akte, die dem am 22. Januar 1972 Unterzeichneten 
Vertrag über den Beitritt neuer Mitgliedstaaten zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Euro- 
päischen Atomgemeinschaft beigefügt ist^), werden 
die neuen Mitgliedstaaten ermächtigt, die Anwen- 
dung des von der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft auf Erzeugnisse mit Ursprung in Entwick- 
lungsländern angewandten System allgemeiner Zoll- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 29. Juni 1968, S. 1 
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Präferenzen bis zum 1. Januar 1974 aufzuschieben. 
Daraus ergibt sich, daß einerseits die neuen Mit- 
gliedstaaten von diesem Zeitpunkt an die in diesem 
System allgemeiner Zollpräferenzen der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft vorgesehenen Zoll- 
sätze in vollem Umfang auf löslichen Kaffee und 
Kakaobutter anwenden müssen und daß anderer- 
seits bei der Berechnung der Höhe der Quoten die 
uneingeschränkte Beteiligung der neuen Mitglied- 
staaten am System der allgemeinen Präferenzen zu 
berücksichtigen ist. 

Für die vorerwähnten Erzeugnisse hätte diese all- 
gemeine Präferenzregelung allerdings im Jahre 1974 
die Anwendung von höheren oder beinahe gleich 
hohen Zollsätzen zur Folge, wie sie von den neuen 
Mitgliedstaaten auf Grund der Bestimmungen der 
vorgenannten Akte gegenüber Drittländern ganz all- 
gemein angewendet werden müssen. Diese Situation 
wäre weder im Sinne des Protokolls Nr. 23, noch 
der allgemeinen Präferenzregelung selbst. Um somit 
gemäß dem Protokoll Nr. 23 eine auch für diese Wa- 
ren entsprechende Präferenzspanne aufrecht zu er- 
halten, ist folgendes vorzusehen: Die neuen Mit- 
gliedstaaten wenden auf diese Waren gesenkte Zoll- 
sätze nach Modalitäten an, die von dem Prinzip aus- 
gehen, daß zwischen den von den neuen Mitglied- 
staaten nach den Vorschriften der vorgenannten 
Akte angewendeten Sätzen und den gemäß den all- 
gemeinen Präferenzen angewendeten Zöllen die glei- 
che Präferenzspanne aufrecht erhalten wird, wie sie 
zwischen den Sätzen des GZT und den wie vorste- 
hend ausgesetzten Zollsätzen für löslichen Kaffee 
und Kakaobutter besteht. Um den Entwicklungslän- 
dern indessen die Meistbegünstigung im Sinne der 
Präferenzregelung gewähren zu können, müssen die 
vorgenannten ausgesetzten Zölle erhoben werden, 
wenn die nach obigen Modalitäten berechneten Zöl- 
le höher sind. 

Die Zulassung zu diesen Zollkontingenten ist den 
Erzeugnissen mit Ursprung in den betreffenden Län- 
dern und Gebieten vorzubehalten. Dabei sind die 
Vorschriften betreffend die Begriffsbestimmung für 
„Ursprungserzeugnisse'' zur Anwendung der von der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft für Erzeug- 
nisse aus Entwicklungsländern gewährten Zollprä- 
ferenzen vom 1. Januar bis 31. Dezember 1974 anzu- 
wenden. Indessen ist eine Änderung der Liste A im 
Anhang zu diesen Vorschriften betreffend Kakao- 
butter vorzusehen. 


Es ist vor allem zu gewährleisten, daß alle Im- 
porteure der Gemeinschaft den gleichen kontinuier- 
lichen Zugang zu diesen Kontingenten haben und 
daß die für diese Kontingente vorgesehenen Zoll- 
sätze fortlaufend auf alle Einfuhren der betreffen- 
den Waren in allen Mitgliedstaaten bis zur Erschöp- 
fung dieser Kontingente angewendet werden. Der 
Gemeinschaftscharakter dieser Kontingente kann im 
Hinblick auf die dargelegten Grundsätze dadurch 
gewahrt werden, daß der Ausnutzung dieser Ge- 
meinschaftszollkontingente eine Aufteilung des Vo- 
lumens auf die Mitgliedstaaten zugrunde gelegt 
wird. Ferner können im Rahmen dieses Systems nur 
die Waren auf die Zollkontingente angerechnet wer- 
den, die bei der Zollstelle zur Abfertigung zum 
freien Verkehr angemeldet werden und für die 
gleichzeitig ein Ursprungserzeugnis vorgelegt wird. 

Auf Grund der verfügbaren statistischen Angaben, 
die sich nur auf einen relativ kurzen Zeitraum be- 
ziehen und die in diesem besonderen Fall nach den 
Vorausschätzungen für den Kontingentszeitraum ge- 
wogen werden müssen, läßt sich somit die Beteili- 
gung an den Kontingentsmengen wie folgt festlegen: 

Tonnen 



Kakaobutter 

löslicher 

Kaffee 

Deutschland 

800 

900 

Benelux 

12 300 

1 550 

Frankreich 

100 

250 

Italien 

50 

50 

Dänemark 

50 

50 

Irland 

50 

50 

Vereinigtes 

Königreich 

8 250 

15 900. 


Es dürfte möglich sein, vorübergehend ein System 
der Verwendung aufgrund einer einmaligen Vertei- 
lung unter den Mitgliedstaaten vorzusehen, ohne 
damit dem Gemeinschaftscharakter der betreffenden 
Zollkontingente Abbruch zu tun. Außerdem wird 
durch die in dieser Verordnung festgelegte Auftei- 
lung die Möglichkeit eines Rückgriffs auf die allge- 
meinen Aufteilungsmethoden für Gemeinschaftszoll- 
kontingente mit Einführung einer Reserve in keiner 
Weise beeinträchtigt. Im gegenwärtigen Stadium 
scheint diese Aufteilung nach den in vorstehender 
Tabelle angegebenen Mengen vorgenommen wer- 
den zu können. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
22. Januar 1974 - 1/4 -680 70 -E- Ka 10/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 18. Dezember 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Der für die Mitgliedstaaten festgesetzte Prozent- 
satz der Beteiligung an den Gemeinschaftszollkon- 
unyeiileii dürfte in Anbetracht ihrer Lautzeit und 
ihres jeweiligen Volumens in diesem Fall den glei- 
chen Zugang der Importeure der Gemeinschaft zu 
den Gemeinschaftszollkontingenten nicht gefährden. 
Aus diesem gleichen Grunde scheint es angezeigt, 
jeden Mitgliedstaat über die Art der Verwaltung sei- 
ner Quote frei entscheiden zu lassen. 

Es sind Vorkehrungen zu treffen, durch die sich 
jede schwerwiegende Störung eines Wirtschaftszwei- 
ges der Gemeinschaft vermeiden läßt, weshalb die 
Kommission ermächtigt werden muß, die Sätze des 
gemeinsamen Zolltarifs ganz oder teilweise wieder- 
herzustellen, um eine derartige Störung zu verhin- 
dern. 


einer anderen von der Gemeinschaft gewährten 
Zollpräferenzregelung zollfrei sind, werden je- 
doch nicht auf diese Zollkontingente angerechnet. 
Für die Anwendung dieser Verordnung wird der 
Warenursprung nach den Bestimmungen defi- 
niert, die die Verordnung der Kommission Nr. 

/73 2) betreffend Waren vorsieht, für die den 

Entwicklungsländern von der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft für die Zeit vom 1. Januar bis 
31. Dezember 1974 Zollpräferenzen gewährt wer- 
den, wobei die als Anhang B beigefügte Sonder- 
regel, die in die Liste A im Anhang zu diesen 
Bestimmungen eingeschoben wird, zu berücksich- 
tigen ist. 

Artikel 2 


Da das Königreich Belgien, das Königreich der Nie- 
derlande und das Großherzogtum Luxemburg sich 
zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammengeschlos- 
sen haben und durch diese vertreten werden, kann 
jede Maßnahme im Zusammenhang mit der Verwal- 
tung der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten Quoten 
durch eines ihrer Mitglieder erfolgen - 


Die in Artikel 1 genannten Gemeinschaftszollkontin- 
gente werden in Quoten aufgeteilt, deren jeweilige 
Höhe für jeden Mitgliedstaat nachstehend angege- 
ben wird. 


in Tonnen 


Kakaobutter 


löslicher 

Kaffee 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1974 wer- 
den in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
zwei Gemeinschaftszollkontingente für die Ein- 
fuhr von Kakaobutter der Tarifnummer ex 18.04 
bzw. für löslichen Kaffee der Tarifstelle 21.02 
ex A des Gemeinsamen Zolltarifs eröffnet. Die 
Kontingentsmengen im Rahmen dieser Kontin- 
gente werden für Kakaobutter auf 21 600 t bzw. 
für löslichen Kaffee auf 18 750 t festgesetzt und 
die Sätze des Gemeinsamen Zolltarifs für Kakao- 
butter auf 8 V. H. bzw. für löslichen Kaffee auf 
9 V. H. ausgesetzt. 

Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich 
wenden auf die vorgenannten Waren gesenkte 
Zollsätze an, deren Höhe sich durch Multiplika- 
tion der gemäß der Beitrittsakte an die Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs angenäherten Aus- 
gangszölle für 1974 mit einem Koeffizienten er- 
rechnet, der der Präferenzspanne zwischen den 
vorstehend angegebenen ausgesetzten Zöllen und 
den gültigen Zöllen des Gemeinsamen Zolltarifs 
entspricht. 

Allerdings wenden sie die vorstehend genannten 
ausgesetzten Zölle an, wenn die sich aus obiger 
Berechnungsmethode ergebenden Zollsätze höher 
sind. 

2. Die Zulassung zu diesen Zollkontingenten ist den 
Waren mit Ursprung in den im nachstehenden 
Anhang A aufgeführten Ländern und Gebieten 
Vorbehalten. Einfuhren, die bereits auf Grund 


Deutschland 

800 

900 

Benelux 

12 300 

1 550 

Frankreich 

100 

250 

Italien 

50 

50 

Dänemark 

50 

50 

Irland 

50 

50 

Vereinigtes 

Königreich 

8 250 

15 900. 


Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten garantieren allen in ihrem Ge- 
biet ansässigen Importeuren der betreffenden Wa- 
ren freien Zugang zu der ihnen zugeteilten Quote. 


Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren der betreffenden Wa- 
ren - in Rechnungseinheiten wie auch in metrischen 
Tonnen - tatsächlich auf ihre Quoten angerechnet 
wurden. 

Artikel 5 

Stellt die Gemeinschaft fest, daß die Waren, die 
unter die in Artikel 1 vorgesehene Regelung fallen, 
in die Gemeinschaft in Mengen oder zu Preisen ein- 
geführt werden, die für die Gemeinschaftserzeuger 
entsprechender Waren oder unmittelbar konkurrie- 
render Erzeugnisse eine ernstliche Benachteiligung 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom 
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darstellen oder die assoziierten Länder in eine un- 
günstige Lage versetzen, so können die in der Ge- 
meinschaft angewendeten Zollsätze für die betref- 
fenden Waren gegenüber dem oder den Ländern 
oder Gebieten, von denen diese Benachteiligung ver- 
ursacht wird, teilweise oder vollständig wiederher- 
gestellt werden. Diese Maßnahmen können ferner 
auch dann getroffen werden, wenn die schon beste- 
hende oder drohende schwerwiegende Benachteili- 
gung nur eine einzige Region der Gemeinschaft be- 
trifft. 


Artikel 6 

1. Um die Anwendung von Artikel 5 zu gewährlei- 
sten, kann die Kommission auf dem Verord- 
nungswege beschließen, die Zollsätze des Ge- 
meinsamen Zolltarifs für einen befristeten Zeit- 
raum wiederherzustellen. 

2. Falls die Maßnahmen der Kommission von einem 
Mitgliedstaat beantragt worden sind, nimmt die 
Kommission binnen von höchstens zehn Werk- 
tagen ab Eingang des Antrags Stellung und un- 
terrichtet die Mitgliedstaaten über die Folgemaß- 
nahmen. 


3. Jeder Mitgliedstaat kann die von der Kommis- 
sion getroffene Maßnahme binnen zehn Werk- 
tagen nach dem Tage ihrer Mitteilung dem Rat 
vorlegen. Die Anrufung des Rates hat keine auf- 
schiebende Wirkung. Der Rat tritt unverzüglich 
zusammen. Er kann die betreffende Maßnahme 
mit qualifizierter Mehrheit ändern oder aufhe- 
ben. 


Artikel 7 

Die Anwendung der im Rahmen der gemeinsamen 
Handelspolitik gemäß Artikel 113 des Vertrages er- 
lassenen Schutzklauseln bleibt durch die Artikel 5 
und 6 unberührt. 


Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Anhang A 


Liste der Entwicklungsländer und -gebiete, denen allgemeine Zollpräferenzen 

gewährt werden 

Unabhängige Länder 


Afghanistan 

Jemen 

Peru 

Algerien 

Jordanien 

Philippinen 

Äquatorialguinea 

Jugoslawien 

Ruanda 

Arabische Republik Ägypten 

Kambodscha 

Sambia 

Argentinien 

Kamerun 

Saudi-Arabien 

Äthiopien 

Katar 

Senegal 

Bahama-Inseln 

Kenia 

Sierra Leone 

Bahrain 

Khmer-Republik 

Singapur 

Bangla Desh 

Kolumbien 

Somalia 

Barbados 

Kongo (Volksrepublik) 

Sri Lanka 

Bhutan 

Korea (Süd-) 

Sudan 

Bolivien 

Kuba 

Südjemen 

Botswana 

Kuwait 

Swasiland 

Brasilien 

Laos 

Syrien 

Burma 

Lesotho 

Tansania 

Burundi 

Libanon 

Thailand 

Chile 

Liberia 

Togo 

Costa Rica 

Libyen 

Tonga 

Dahome 

Madagaskar 

Trinidad und Tobago 

Dominikanische Republik 

Malaysia 

Tschad 

Ekuador 

Malawi 

Tunesien 

Elfenbeinküste 

Malediven 

Uganda 

El Salvador 

Mali 

Uruguay 

Fidschi 

Marokko 

Venezuela 

Gabun 

Mauretanien 

Vereinigte Arabische Emirate 

Gambia 

Mauritius 

Abu Dhabi 

Ghana 

Mexiko 

Dubai 

Guatemala 

Nauru 

Ras al Khaima 

Guayana 

Nepal 

Fujaira 

Guinea 

Nicaragua 

Adschman 

Haiti 

Niger 

Sdiardscha 

Honduras 

Nigeria 

Umm al Kaiwain 

Indien 

Obervolta 

Vietnam (Süd-) 

Indonesien 

Oman 

Westsamoa 

Irak 

Pakistan 

Zaire 

Iran 

Panama 

Zentralafrikanische Republik 

Jamaika 

Paraguay 

Zypern 
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Länder und Gebiete, 

die von Mitgliedstaaten der Gemeinschaft oder von dritten Ländern abhängen 
oder verwaltet werden oder deren auswärtige Beziehungen ganz oder 
teilweise von Mitgliedstaaten der Gemeinschaft oder von dritten 
Ländern wahrgenommen werden 


Afar- und Issa-Terretorium 
Angola (einschl. Cabinda) 

Bermuda-Inseln 

Britisch-Honduras 

Britisch-Ozeanien (Terretorien des Hochkommissariats Westpazifik 

Britische Terretorien im Indischen Ozean (Tschagos-Inseln, Des-Roches-Inseln) 

Brunei 

Cook-Inseln 

Falklandinseln oder Malvinen und Nebengebiete 

Französische Süd- und Antarktis-Gebiete 

Französisch-Polynesien 

Gibraltar 

Hongkong 

Jungfern-Inseln der Vereinigten Staaten (St. Croix, St. Thomas, St. John usw.) 

Kaiman-Inseln und Nebengebiete 

Kapverdische Inseln 

Komoren 

Macau 

Mosambik 

Neuguinea (Austral.) und Papua 
Neukaledonien und Nebengebiete 

Neuseeländische abhängige Gebiete (Niue und Tokelau-Inseln) 

Niederländische Antillen 
Papua (siehe Austral. Neuguinea) 

Pazifische Inseln und Verwaltung oder Treuhandschaft der Vereinigten Staaten 
von Amerika ") 

Portugiesisch-Guinea 
Portugiesisch-Timor 
Principe und Saö Tome 
Saint-Pierre und Miquelon 
Seychellen (einschl. Amiranten) 

Sikkim 

Spanisches Territorium in Afrika 

St. Helena (einschl. Ascension, Diego Alvarez oder Gough, Tristan da Cunha) 
Surinam 

Turks- und Caicos-Inseln 
Wallis und Futuna 
Westindien ^) 


Anmerkung: Die Liste unterliegt wegen Änderungen des internationalen Status 
von Ländern und Gebieten späterer Anpassung. 


1) Gilbert- und Ellice-Inseln, Britische Salomon-Inseln, Kondominium der Neuen Hebri- 
den, Canton und Enderbury, Pitcairn 

2) Die Pazifischen Inseln unter Verwaltung der Vereinigten Staaten umfassen: Guam, 
Amerikanisch Samoa (einschl. Swains), die Midway-Inseln, Johnston- und Sand-Inseln, 
Wake; die Inseln unter Treuhandschaft; Karolinen, Marianen und Marshall-Inseln 

3) Die Leeward-Inseln (Antigua, Montserrat, St. Kitts, Nevis und Anguilla, die britischen 
Jungferninseln) und die Windward Inseln (Dominica, Grenada, Santa Lucia, St. Vin- 
cent) 
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ln die Liste A im Anhang zu den in Artikel 1 Ab- 
satz 2 Unterabsatz 2 genannten Bestimmungen wird 
folgende Tarifnummer mit der entsprechenden Vor- 
schrift aiifgenommen: 


Hergestellte Ware Be- oder Verarbeitungsvorgänge, 

- - - - die nicht die Eigenschaft von „Ur- 

Nummer des Warenbezeichnung sprungserzeugnissen" verleihen 
Zolltarifs 

18.04 Kakaobutter, ein- 
schließlich Kakao- 
fett 


Anhang B 


Be- oder Verarbeitungsvorgänge, 
die die Eigenschaft von „Ur- 
sprungserzeugnissen'' verleihen, 
wenn nachstehende Vorausset- 
zungen erfüllt sind 

Herstellen aus Kakaobohnen mit 
„Ursprungscharakter" 
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Begründung 


Der Rat hat die Kommission ermächtigt, ein Han- 
delsabkommen zwischen der EWG und Brasilien 
auszuhandeln, und hat zu diesem Zwecke am 5. März 
1973 Verhandlungsrichtlinien festgelegt, die er am 
3. Dezember 1973 vervollständigte. Diese Richtlinien 
betreffen vor allem die tarifliche Behandlung von 
Kakaobutter und löslichem Kaffee bei der Einfuhr 
in die Gemeinschaft. 

Die vom Vereinigten Königreich zum 1. Januar 1974 
vorzunehmende Annäherung seines Zolltarifs an den 
GZT wird normalerweise eine wesentliche Erhöhung 
der Einfuhrzölle auf Kakaobutter und löslichen Kaf- 
fee zur Folge haben. Brasilien ist bei weitem der 
Hauptlieferant des Vereinigten Königreichs von lös- 
lichem Kaffee. Ferner ist es auch ein wichtiger 
Kakaobutterlieferant des Vereinigten Königreichs. 
Aus diesem Grunde hat Brasilien beantragt, daß die 
Gemeinschaft entweder den GZT-Satz für diese bei- 
den Waren bis auf die Höhe des Zollsatzes für 
Kakaobohnen und ungebrannten Kaffee senkt oder, 
als Alternativlösung, der Eröffnung von Zollkontin- 
genten mit Kontingentszollsätzen in Höhe der bri- 
tischen Zollsätze für diese beiden Waren zustimmt, 
die dem Vereinigten Königreich Vorbehalten wer- 
den. 

Eine derartige Lösung hätte eine Reihe von Schwie- 
rigkeiten im Gefolge. Angesichts der brasilianischen 
Absatzpolitik für diese beiden Erzeugnisse und we- 
gen der Interessen der Erzeuger in den assoziierten 
Ländern, wie auch der der europäischen Fabrikanten 
konnte nicht in Betracht gezogen werden, die Sätze 
des GZT erga omnes in dem beantragten Umfang 
zu senken oder die Einheit des Gemeinschaftsmark- 
tes durch eine Isolierung des britischen Marktes für 
diese beiden Waren aufs Spiel zu setzen. 


Da Brasilien eines der zur Gruppe der „77" gehören- 
den Entwicklungsländer ist, hat es die Kommission 
vorgezogen, eine Lösung im Rahmen des allgemei- 
nen Präferenzsystems zugunsten der Entwicklungs- 
länder zu suchen. Sie schlägt vor, für Kakaobutter 
und löslichen Kaffee Zollpräferenzen nach besonde- 
ren Modalitäten zu gewähren. Letztere bestehen in 
der Eröffnung von Gemeinschaftszollkontingenten 
für Kakaobutter in Höhe von 21 600 t bzw. für lös- 
lichen Kaffee in Höhe von 18 750 t, von denen dem 
Vereinigten Königreich eine wesentliche Beteili- 
gungsquote Vorbehalten wird. Die Kommission 
schlägt für dieses Kontingent nicht die Einführung 
einer Gemeinschaftsreserve vor. Es handelt sich näm- 
lich um einen befristeten Sonderfall, in dem die Ent- 
scheidung für einen besonderen Aufteilungsschlüs- 
sel nur insoweit sinnvoll ist, als letzterer von der 
Eröffnung des Kontingents an auf dessen Gesamtvo- 
lumen Anwendung findet. Aufgrund der Anwendung 
dieses Schlüssels darf im übrigen damit gerechnet 
werden, daß die Quoten in dem Kontingentszeit- 
raum ziemlich gleichmäßig ausgeschöpft werden. 
Diese Auffassung ist im Sinne der Lösung zu inter- 
pretieren, die der Rat bei der Einführung der Reser- 
vemengen in den Zollkontingenten „allgemeine Prä- 
ferenzen" gewählt hatte. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen, mit denen ein 
wenig von der üblichen Verfahrensweise bei allge- 
meinen Präferenzen abgewichen wird, bieten den 
Vorteil, daß den Wünschen der brasilianischen Aus- 
führer und der britischen Verbraucher Genüge ge- 
leistet wird, gleichzeitig aber auch die Interessen der 
assoziierten Länder und der europäischen Herstel- 
ler geschützt werden. Außerdem bilden sie noch für 
die gesamten Entwicklungsländer, die unter das Ge- 
meinschaftssystem der allgemeinen Präferenzen fal- 
len, einem zusätzlichen Vorteil. 
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